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Hauptbereiches entwickeln; besondere Sammlungen für Hilfszwecke fin- 
den im Kreise der Theilnehmer immer mehr Anklang. Die Gesellschaf- 
ten übernehmen nach dem Vorgang in Paris Mitglieder von ein- 
ander bei Aenderungen im Wohn- und Beschäftigungsort ') und sind da- 
mit beschäftigt, den auf der Reise erkrankenden Genossen Hilfe zu 
sichern. Die Einnahmen von 10,388,804 Fr. wurden so verwendet: 
Fr. 3,219,225 für Krankengelder , 1,078,427 an Aerzte, 1,193,655 für 
Medikamente, 223,717 für Leichenkosten, 200,870 für Wittwen und 
Waisen, 818,033 für Altersschwache. 

4. Zur Gerichtsstatistik. 

Aus der französischen Criminalstatistik des Jahres 1861. — Vor 
den Assisen standen 4813 Personen. Auf 1C00 kamen 826 Männer und 
174 Frauen, 516 ledige, 418 verheirathete, 66 verwittwete, — 563 Be- 
wohner von ländlichen, 395 von städtischen Gemeinden, 42 ohne be- 
stimmtes Domicil, — 387 völlig ungeschulte (illettres), 439, welche blos 
unvollständig lesen und schreiben konnten, 112, welche gut lesen und 
schreiben konnten , 62 höher Unterrichtete. — Grosse Anstrengungen 
werden auf Betreiben des Kaisers gemacht, die Untersuchungs- 
haft abzukürzen, welche 1861 bei mehr als der Hälfte nur von 1 — 15 
Tage dauerte, während sie noch 1854 nur bei 352 auf 1000 14 Tage 
nicht überschritt. 

5. Gesezgebuug, Verwaltung, Staatsverträge. 

Die englische Gesezgebung des Jahres 1864. — Gesez vom 
28. April 1864 (27 Vict., c. 7): Die Notare in Irland sind nicht 
mehr verpflichtet, ihr Local nach 6 Uhr Abends offen zu halten, um für 
Wechsel und promissory notes Zahlung anzunehmen; Nichtbezahlung 
fälliger Wechsel und promissory" notes bis 6 Uhr Abends gilt gesezlicb 
als Nichthonorirung derselben. 

G. v. 28. April (27 Vict., c. 9) : Gestattet die steuerfreie Bereitung 
und Verwendung von Malz zur Viehfütterung, und ordnet des 
Näheren die Cautionen, Controlen, Strafen und Beimischungen. 

G. v. 28. April (27 Vict., c. 12) erleichtert die Behandlung briti- 
scher Sprite zum Export in den Steuer- und Zollentrepots. 

G. v. 13. Mai (27 Vict., c. 20) widerruft für Irland das Verbot und 
die Beschränkung des Gesezes (8 und 9 Vict., c. 37) bezüglich des 
Verkaufes von Wechseln und promissory notes unter 5 L. 
Sterling. 

1) Eine ähnliche Anbequemung an die Forderungen der Freizügig- 
keit scheint sich neuestens bei den preuss. Knappschaftsvereinen zu fin- 
den, vgl. H. Arch. 1864, Nr. 47, S. 486. 
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G. v. 23. Juni (27 u. 28 Vict., c. 27) führt vorläufig bis zum Jahr 
1872 Probiranstalten für Ketten tau e und Anker ein. Der 
Verkauf nicht geprüfter Kettentaue und Anker unterliegt vom 1. Juli 
1865 an näher bezeichneten Geld- und Gefängnissstrafen. 

G. v. 30. Juni (27 u. 28 Vict., c. 35) verschärft das Verfahren in 
Ertheilung von Licenzen für den Kleinverkauf von Bier, 
Wein, Branntwein in Irland. 

G. v. 30. Juni (27 u. 28 Vict., c. 37) verbietet die Verwendung von 
jungen Leuten unter bez. 10, 16 und 21 Jahren zu den verschiedenen 
Verrichtungen des Schornstein fe gen s. 

G. v. 14. Juli (27 u. 28 Vict., c. 42) giebt den Armenverwaltungen 
die Befugniss, mit Genehmigung der Armenverwaltungscentralstelle (poor 
law board) alten Bezirks- oder Kirchspiel-Beamten des Armendistricts 
(Union) Pensionen bis zu 2 /s des Gehaltes auszuwerfen; doch soll kein 
Beamter solchen Anspruch erhalten vor dem Alter von 60 Jahren und 
vor einer Dienstzeit von 20 Jahren. 

Zwei Geseze vom 14. Juli (27 u. 28 Vict., c. 43 u. c. 46) schaffen 
und erweitern die Lebens- und die Leibrentenversicherung 
von Seiten und auf Gewinn und Gefahr der Verwaltung der Staatsschuld, 
nach dem schon im Jahrgang 1864 dieser Zeitschrift (2. u. 3. Heft) er- 
wähnten Plane Gladstone's. Eine Lebensversicherung nehmen die Staats- 
schuldenverwaltung, bez. die näher zu bezeichnenden Poststellen nur an 
von Leuten zwischen IG und 60 Jahren und nur im Betrag von 20 — 100 L. 
St. Dem Parlament werden- jährliche Ausweise vorgelegt 

Vom 25. Juli (27 u. 28 Vict., c. 48) datirt ein hier genauer zu er- 
wähnendes Gesez, die Factory Acts Extension Act, welche die Fabrik- 
geseze bezüglich der Reinigung und Ventilation der Fabriken, bezüg- 
lich der Kinderbeschäftigung u. s. w., auf die Fabrikation von Thonwaa- 
ren, Streichzündhölzchen, Zündhütchen, Patronen, Buntpapier und auf 
das Parchentschneiden (fustian cutting) ausdehnt. Die in solchen Fa- 
briken beschäftigten Kinder müssen mindestens 12 Jahre alt sein und 
müssen dann hinsichtlich der Zeit ihrer Beschäftigung, der Schule u. s. w. 
die Bestimmungen der Factoreiacten eingehalten werden ; zum Parchent- 
schneiden können Kinder nicht unter eilf Jahren benüzt werden. In 
Zündhölzerfabriken dürfen Kinder, jugendliche Personen und Frauen die 
Mahlzeit nicht in den Fabrikationsräumen einnehmen, in Thonwaaren- 
fabriken nicht in den Glasurräumen und Glasurtrockenstuben. (Vrgl. zu 
dieser Acte die staatsw. Zeitschr. 1864, S. 732.) 

Vom 25. Juli (27 u. 28 Vict;, c. 64) ist die Public house closing act, 
welche für London und die unter die Acte sich stellenden Städte den 
Verkauf von besteuerten geistigen Flüssigkeiten in Wirthshäusern und 
Restaurationen Nachts zwischen 1 und 4 Uhr verbietet. Ausnahmen 
können zugelassen werden; der Verkauf an Passagiere auf Eisenbahn- 
stationen bleibt erlaubt. 
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Ein Gesez vom 29. Juli (27 u. 28 Vict., c. 97) schärft die allgemeine 
Registrirung der Begräbnisse ein. 

Das Gesez vom 29. Juli (27 u. 28 Vict., c. 101) ist eine Novelle zur 
neuen Wegordnung von 1862, in 53 Paragraphen. Sie basirt auf der 
1862 geschaffenen Grundlage der Bildung von Sammtgemeinden für die 
Wegverwaltung . (highicay district boards). 

Die Acte vom 29. Juli (27 u. 28 Vict., c. 105) betrifft die Berech- 
nung der dreijährigen Frist, welche nach dem Gesez von 1861 vom 25. 
März 1865 an, den ausserhalb seiner Heimathgemeinde Verarmten vor 
Ausweisung (removdl) schüzt und zum «irremovoble pauper > macht; 
eine eigentümliche Gattung von Armen, in der Mitte zwischen den Armen, 
die nach 21tägiger Unterstüzung von dem Kirchspiele des Wohnorts der 
Heimathgemeinde zugeschoben werden können (casttdl paupers) und zwi- 
schen den im Kirchspiel heimathberechtigten Armen (settled paupers). 
Die irremovable paupers sind vom Armendistrict (union) des Wohnorts 
zu unterhalten. Die Zeit der Ersizung des Rechtes eines irremovable 
pauper wurde durch das Gesez von 1861 ermässigt, und zwar von 5 Jah- 
ren nach der Peelsacte (9 u. 10 Vict., c. 66) auf 3 Jahre (24 u. 25 Vict.) 
c. 55). 

Die Metropolitan houseless poor Act vom 29. Juli (27 u. 28 Vict., 
c. 116) sorgt für wirksamere Unterb ringung der in London nächt- 
licher Weile obdachlos Gefundenen auf Kosten der gesammten 
Stadtgemeinde, statt auf Kosten einzelner Armendistricte der Hauptstadt. 

Die seit 1862 für das metrische System eingeleitete Bewegung (deren 
Momente u. A. im Anvuaire de l'ec. pol 1864 näher geschildert sind)> 
hat zur * Metrie Weights and Measures Act» geführt (eh. 117, 27 u. 28 
Vict.). Artikel 2 dieser Acte schafft die gesezlichen Ungiltigkeitsbestim- 
mungen gegen anderes als das bisherige legale Maass und Gewicht zu 
Gunsten des metrischen Systemes ab; Art. 8 verweist auf eine ange- 
hängte Reductionstabelle, welche u. A. im pr. H.Arch. 1864, 2. Abth. 
8. 366 abgedruckt ist. 

Die zwei lezten Geseze der Session (vom 29. Juli, 27 u. 28 Vict., 
c. 120 und c. 121) bezeichnen einen Erfolg in der Agitation ge- 
gen die kostspielige Eisenbahnconcessionirungmittelst private 
bills des Parlaments. Das Handelsamt (jboard of trade) kann, wenn 
keine andere Kanal- oder Eisenbahngesellschaft Einsprache erhebt, die 
Vereinigung bestehender oder den Bau neuer Bahnen concessioniren. Ehe 
jedoch im lezteren Fall eine Actie ausgegeben werden darf, muss V« des 
Capitals einbezahlt sein; kein Anlehen darf vor Einzahlung der Hälfte 
des Kapitals aufgenommen werden. In dem Bedingnissheft hat das Han- 
delsamt einen gesezlich in der Acte bestimmten Maximaltarif für Perso- 
nen und Güterbeförderung vorzuschreiben. 
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Neben den allgemeinen Gesezen (Statutes) erscheint wieder eine grosse 
Zahl von Priva tebi 11s. 

Für diese stellte Oberst Wilson Patten den Antrag auf Ab- 
änderung der Geschäftsordnung. Ein Comite bestehend aus 4 Schieds- 
männern, darunter Ingenieure, und aus einem Parlamentsmitglieds , soll 
hienach die Gegenstände der Privatebills zuerst behandeln, und einen 
Bericht an das Parlament erstatten. Der Antrag ging nach langen De- 
batten durch. 

Bemerkenswerth ist auch die Auswerfung einer Nationalbeloh- 
nung von 20,000 L. St. an den berühmten aus dem Dienst zurückge- 
tretenen Postmann Bowland Hill. Sie wurde auf Antrag Graf Gran- 
villes im Unterhaus genehmigt. 

Beifall fand ferner im Unterhaus die Resolution für einen Morgen- 
und Abendzug aller Londoner Bahnen für die arbeitenden 
Klassen, zu 1 Shilling wöchentlich für eine 10 Meilen nicht überstei» 
gende Entfernung. Angeregt wurde der Gegenstand durch eine Petition 
aus Southwark, welche über die Demolirung vieler Arbeiterwohnungen 
der Stadt Klage führte. 

Auch im J. 1864 wurden dem Parlament die bekannten üblichen 
Jahresberichte über alle möglichen Beziehungen der Administration 
und des socialen Lebens vorgelegt, Einiges bievon wird an anderer 
Stelle dieser Zeitschrift Plaz finden. 

Hier sei nur der Berichte zweier Enqueten Erwähnung gethan. 

Die eine fand 1861— <54 über die Wirkung der neueren Armenge- 
sezgebung statt, und fiel, hinsichtlich der Centralarmenbehörde, 
deren Stellung ein Hauptgegenstand der Untersuchung war, zu Gunsten 
einer leitenden Centralstelle aus. 

Die andere Enquete betraf die Kinderarbeit bei gewissen Arten 
von Fabriken. Aus dieser Untersuchung ging das oben schon erwähnte 
weitere Fabrikgesez hervor. Ueber die beabsichtigte Ausdehnung des Schu- 
zes der Kinder gegen Ausbeutung in der Thonwaaren- , Zündhölzer-, 
Buntpapier-, Spizen-, Strumpfwaaren - Manufactur ist schon im lezten 
Jahrgang dieser Zeitschrift die Rede gewesen (1864, p. 732). Aus einer 
eingehenden Abhandlung von John Plummer (s. Companion to theAlma- 
nac) ersehen wir, dass schon 1862 eine Kön. Kommission zur Untersu- 
chung der Kinderarbeit in den genannten Industrien niedergesezt wurde, 
deren Bericht nun veröffentlicht ist und zu entsprechenden gesezgebe- 
rischen Massnahmen geführt hat. Plummers Mittheilungen aus die- 
sem Bericht sind sehr reichhaltig, und grelle Missstände (12— 16stündige 
Arbeit von Kindern, ja sogar Nachtarbeit derselben, Beschäftigung schon 
der vierjährigen Kinder, deren eines in der Enquete vernommen worden 
ist,) treten zu Tage; ein zwölfjähriger Knabe soll Nichts von Christus 
gewusst haben. Bemerkenswerth sind aber namentlich zwei Thatsachen: 
erstens, dass das Verderben weit weniger von den Fabrikanten, als von 
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den Eltern namentlich Vätern ausgeht, welche den Lohn ihrer Kinder 
(bez. Weiber) verjubeln, und zweitens, dass weit weniger die grossen 
Fabriken als die kleinen Unternehmer die ruinirendste Kinderbe- 
schäftigung treiben. Was z. B. die Thonwaarenindustrie betrifft, so wa- 
ren es gerade 26 grössere Firmen von Staffordshire, welche eine offizielle 
Untersuchung veranlassten, und über die nachtheiligen Wirkungen der 
Vernachlässigung des Unterrichtes in Folge der Kinderarbeit Klage füh- 
ren. Die Intelligenz des Arbeiterstandes im Ganzen und daher das nach- 
haltige Interesse der Industrie leidet Noth. Dazu kommt das wirtschaft- 
liche Motiv, dass die kleinen Unternehmer vorzugsweise wohlfeile Kin- 
derarbeit suchen, in kleinem Baume die Heizungs- und Beleuchtungs- 
kosten zur Nachtarbeit weniger scheuen, die Grundlage der Nachhaltigkeit 
ihres Betriebes weniger beachten, und dass sie ohne Maschinen arbeiten. 
Das grössere Kapital und die Maschine wirken, diess tritt merkwürdig 
hervor, der unmoralischen und schädlichen Kinderbeschäftigung sehr 
wirksam entgegen, und sind Bundesgenossen eines hohen Interesses der 
Menschlichkeit. Die grösseren Zündholzfabriken haben das Möglichste 
für ihre Arbeiter gethan, grosse Schäden wurden bei den kleinen Unter- 
nehmern gefunden. Die reissenden Fortschritte der Maschinenarbeit in 
der Spizen- und Strumpfwaarenindustrie' haben dem Umfang der Kinder- 
beschäftigung Abbruch gethan. 



Inhaltsanzeige über die französische Gesezgebung im J. 1863 
and 1864 »). 

Diese Gesezgebung betraf u. A. einige wichtige Aenderungen imHan- 
delsrecht. So das Gesez über concessionsfreie Ac tiengese Ilse haf- 
te n , welches an einer andern Stelle dieses Heftes ausführlich erwähnt ist. 

Ein Gesez vom 6. Mai 1863 ändert die Art. 27 und 28 des coäe de 
commerce über die Commanditegesellschaft und lautet wörtlich: 
«27. l'associe commanditaire ne peut faire aueun acte de gestion, meme en 
vertu de procuration (unter Weglassung der Worte ni etre employe pour 
les affaires de la societe). 28. En cas de contraventien ä la prohibition 
mentionnee dans l'article precedent l'associe commanditaire est oblige, so- 
lidairement avec les associes en nom cöllectif, pour les dettes et engage- 
ments de la socitte, qui derivent des actes de gestion, qu'il a faits, et il 
peut suivant le nombre ou la gravite de ces actes etre declare solidaire- 
ment oblige pour tous les engagements de la societe ou pour quelques uns 
seulement. Les avis et conseils, les actes de controle et de surveillance 
n'engagent point l'associe commanditaire. Diese Aenderung, auf Grund 
rechts- und staatswissenschaftlich interessanter Berichte und Debatten 
festgestellt, bezeichnet in mehrfacher Hinsicht eine liberalere Wendung 



1) Selbstverständlich, soweit die Gesezgebung staatswirthschaftliches 
Interesse bietet. 
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in der Gesezgebung über Handelsgesellschaften. Es sind drei Haupt- 
punkte dabei ins Auge zu fassen : erstens die nun erklärte Zulassung 
der Commanditäre zum Dienst ihrer stillen Gesellschaft , soweit dieser 
Dienst nicht in Gerautengeschäften besteht; diess ist durch Aenderung 
des Art. 27 erzielt und ausdrücklich mit Rücksicht auf den volkswirth- 
schaftlichen Saz festgestellt worden, dass interessirte Dienstleistungen die 
besten seien, Dienste der stillen Gesellschafter bei der stillen Gesellschaft 
daher nicht ausgeschlossen werden sollen. Zweitens: die ausdrückliche 
Exemtion von der Folge solidarischer Verpflichtung für Acte des Ra- 
thes, der Mittheilung u. s. w. Seitens der stillen Theilhaber. Man fand 
darin eine sehr wohlthätige und natürliche Schranke der Eigenmacht des 
Geranten, und hielt es , obwohl die juristische Praxis die Zulassigkeit 
dieser Acte anerkannte, für gut, diess im Gesez auszusprechen ; denn das 
Publikum hatte Furcht, die Grenze der Einmischung in die Geranten- 
thätigkeit zu überschreiten, und gab Rath, Mittheilung, übte Controle 
und Ueberwacbung nicht, wo möglich nicht schriftlich. Drittens die Be- 
schränkung der Mitverantwortlichkeit des Commanditärs ; bei Schulden 
und Verpflichtungen, die keinen directen Zusammenhang mit den Ein- 
mischungsacten haben, können die Gerichte nach der Natur des Falles 
eine völlige oder theilweise Solidarverpflichtung des Commanditärs aus- 
sprechen, müssen dies aber nicht. Dagegen hat man das Princip der 
Begründung solidarischer Haftbarkeit durch Gerantenacte des Comman- 
ditisten mit vollem Bewusstsein beibehalten, damit nicht reiche Comman- 
ditisten factische Geranten seien , aber Gerantenstrohmänner aufstellen, 
ohne die natürliche Gesammthaftbarkeit eines Geranten zu tragen. 

Von grosser Bedeutung für das französische Handelsleben ist auch 
das Gesez vom 23. Mai 1863, welches den Titel 6 des code de Comm. 
ändert und ergänzt. Dieser Titel heisst künftig, statt des commissionai- 
res — du gage et des commissionaires. Durch das neue Gesez wird das 
Faustpfanddarleihen im Handel seiner civilrechtlichen Förmlich- 
keiten und der notariellen Beglaubigung entkleidet, insbesondere auch zu 
Gunsten des Commissionärs in seinen Pfandrechten gegenüber einem am 
Plaz befindlichen Committenten. Die Jurisprudenz und die Administra- 
tivpraxis in Concessionirung der grösseren Banken, die Gesezgebung bei 
Erlassung desGesezes über Warrants und öffentliche Verkäufe (1858) hatten 
längst auf diese Emancipation von Art. 95 des Code de Comm. und Art. 
2074 und 2078 des code de civil hingedrängt, da die thatsächliche Ent- 
wicklung des Handels dies energisch forderte. Nach der neuen Redac- 
tion des Titels 6 des code de commerce ist nun bestimmt : das von einem 
Handeltreibenden oder von einem Nichthandeltreibenden für ein Handels- 
geschäft bestellte Faustpfand wird nach den Bestimmungen des Art. 9 
des code' de commerce constatirt. Bei negociabeln Werthen genügt ein 
Indossement, welches die zur Garantie erfolgte Ucbergabe anzeigt ; bei 
Actien und Obligationen auf den Namen, bei welchen die Uebertragung 
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durch Umschreibung in den Gesellschaftsregistern geschieht, bewirkt eine 
solche Umschreibung die Pfandbestellung. Das Pfand muss wirklich 
dem Gläubiger oder einer verabredeten dritten Person übergeben sein; 
Verfügung durch Einlagerung in den Magazinen oder Schiffen des Gläu- 
bigers oder Verfügung über das Pfand an der Zollstelle oder in öffent- 
lichen Niederlagen oder durch ein Konnossement oder einen Ladschein gilt 
dem Besiz gleich. Acht Tage nach Verfall der Forderung kann das 
Pfand im öffentlichen Verkauf zur Execution gebracht werden. 

Politische Debatten rief das Gesez über Lohncoalitionen vom 
25. Mai 1864 hervor. Es lautet wörtlich: «Die Art. 414. 415 und 416 
des code final sind aufgehoben und durch folgende Art. eisezt : Art. 414. 
Bestraft werden mit 6 Tagen bis zu 3 Jahren Gefängniss und mit einer 
Geldbusse von 16 bis zu 3000 Frcs. oder mit einer dieser beiden Strafen 
allein, alle Diejenigen die durch Gewalt, Thätlichkeiten oder Drohungen, 
betrügerisches Verfahren (manoettvres Jraudulcuses ' ) eine verabredete 
Arbeitseinstellung herbeigeführt oder unterhalten haben oder herbeizu- 
führen und zu unterhalten versucht haben zum Zwecke der Erhöhung *) 
oder der Herabdrückung 3 ) der Löhne, oder um die freie Ausübung der In- 
dustrie oder der Arbeit zu beeinträchtigen. Art. 415. Wenn die durch 
vorstehenden Artikel bestraften Handlungen in Folge eines verabredeten 
Plans begangen worden sind, so können die Schuldigen unter höhere po- 
lizeiliche Aufsicht, während zwei Jahren mindestens und fünf Jahren 
höchstens, gestellt werden. Art. 416. Bestraft werden mit 6 Tagen bis 
zu drei Monaten Gefängniss. und einer Geldbusse von 16— 300 Frcs. oder 
mit einer dieser beiden Strafen allein alle Arbeiter, Arbeitpatrone und 
Arbeitsunternehmer, die mit Hülfe von planmässig verabredeten Geld- 
strafen, Abhaltungen {defenses) , Proscriptionen und Ausschliessungen 
der freien Ausübung der Industrie oder der Arbeit geschadet haben. 
Die obigen Artikel 414. 415 und 416 sind auf die Gutsbesizer und Päch- 
ter sowie auf die Schnitter, Dienstboten und Arbeiter des Landes an- 
wendbar. > 

Die französische Gesezgebung über Lohncoalitionen hat seit der Zeit 
der Zünfte und des römischen Rechtes manche Wandlungen durchge- 
macht. Die Gesezgebung der Revolution verpönte die Coalitionen im 
Hass gegen alle corporative Gemeinschaft ; die Gesezgebung der Consular- 
regierung (Art. 6—8 des Ges. vom 22. germ. J. 11) und des Kaiserreiches 
(code penal Art. 414—416) athmete den staatspolizeilichen Geist ihrer 
Entstehungszeit und traf in den Strafen die Arbeiter härter als die Ar- 
beitgeber, nicht blos thatsäeblich wegen schwierigeren Beweises gegen 
die lezteren, sondern auch nach dem Buchstaben des Gesezes. Das Gesez 



1) Dieser Ausdruck wurde in der Berathung des gesezgebenden Körpers 
als zu vag von Jules Favre lebhaft angegriffen. 

2) Coalition der Arbeiter. 

3) Coalition der Arbeitgeber. 
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von 1849 stellte zwar Strafgleichheit her, verschärfte aber die Gesezge- 
bung, indem nach der Auslegung der Gerichte jede Coalition, auch ohne 
Verbindung mit Gewaltthätigkeit u. s. w., strafbar wurde; denn ein 
Amendement von Valette und Wolowski in der gesezgebenden Ver- 
sammlung, wonach nur die «ungerechte und missbräuchliche» Erzwingung 
von Löhnen strafbar sein sollte, war durchgefallen. 

Die Regierungsmotive zum neuesten Gesezesentwurfe (1804) legen 
diesen Gang der Gesezgebung genau dar, wie sie denn auch unter häu- 
figer Bezugnahme auf Wolowski 's Memoire an die Academie von 1851 
(la Ugislation anglaise sur les coälitims) auf die englische und auf die 
belgische Gesezgebung und auf die Erfahrungen Englands über das 
Uebel der Lohncoalitionen eingehen. — Hienach hat die b e 1 g i s c h e Ge- 
sezgebung den code penal in neuester Zeit in dem Sinn geändert, dass Coa- 
litionen straffällig werden, wenn sie von Drohung, Gewalt, Einschüchterung 
begleitet, und auch dann, wenn sie auf Verlezung bestehender Verpflichtun- 
gen zwischen Arbeitgebern und Arbeitern gerichtet sind. Das leztere Ele- 
ment des Tbatbestandes einer strafbaren Lohncoalition wurde von der 
neuesten französischen Gesezgebung, troz eines Antrages in der Commission 
des gesezgebenden Körpers, hauptsächlich desshalb nicht nachgeahmt, 
weil man die Pflichten des Dienstvertrages als dem Schuze des Civil- 
rechtes anheimfallend ansah, weil man keine Klagen über eine Vertrags- 
brüchige Gesinnung des französischen Arbeiterstandes begründen konnte 
und weil man sich ferner sagte, dass ein Arbeitsherr, welchem die Ar- 
beiter massenhaft bis zum Dienst Vertragsbruch feindselig seien, selbst 
kein Interesse habe, dieselben durch den code penal zurückgehalten zu 
sehen. — Die englische Coalitionsgesezgebung von 1824 und von 1825 
ist durch neuere Geseze von 1859 und 1861 durch klarere Bestimmung 
des Tbatbestandes und wirksamere Einrichtung der Strafverfolgung ver- 
bessert worden. Die «betrügerischen Manöver» in der Thatbestandsbe- 
stimmung des neuesten französischen Gesezes scheinen dieser neueren 
englischen Gesezgebung entlehnt zu sein. 

In der Commission des gesezgebenden Körpers tauchte der Vorschlag 
auf, jede Coalition für straibar zu erklären, bei welcher nicht ein Sühne- 
versuch durch den conseil des prudliommes zuvor eingeleitet worden sei. 
Dieser Vorschlag fiel jedoch, weil die Regierung darin den gefährlichen 
Anfang einer offiziellen Lohnregulirung erblickte. 

Das oben wörtlich citirte Gesez statuirt nun zweierlei Coalitionen: 
die einfache straffreie und die mit Gewalt u. s. w. (Art. 414. 415) ver- 
bundene strafbare Lohncoalition der Arbeitgeber und der Arbeiter. 

Bedauert wurde im gesezgebenden Körper, dass die Coalitionsfreiheit 
nicht auch mit der Wiedereinräumung des freien Versammlungs- 
rechtes verknüpft worden sei; ohne dieses Correlat sei sie eine todte 
Freiheit. Im Uebrigen erging sich die Opposition J. Favre's gegen 
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Olli vier, als Berichterstatter und Vertheidiger des Gesezes, mehr in 
formellen criminalistischen Bedenken und Spitzfindigkeiten. 

Ein Gesez vom 25. Mai ändert das Gesez vom 13. April 1850 über 
die gesundheitliche Verbesserung der Wohnungen. Die für den 
lezteren Zweck niederzusezende Kommission, bisher aus 5 — 9 Mitgliedern 
bestehend, soll künftig (in Städten mit über 50,000 Einw.) entweder in 
mehrere Commissionen getheilt oder bis zu 10, in Paris bis zu 30 Mit- 
gliedern verstärkt werden können. Man erwartet hievon eine eingreifen- 
dere und sachverständigere Erfüllung des Zweckes; von den bisherigen 
Commissionen sind nur wenige hundert Wohnungen bis jezt für un- 
bewohnbar, mehrere Tausend als der Verbesserung bedürftig erklärt 
worden. 

Ein Decret vom 3. Januar 1864 verordnet Einiges über den Gehalts- 
stempel fremder Gold- und Silberwaaren: 

Ein Gesez vom 8. Juni 1864 ergänzt die Gesezgebung von 1860 über 
Wiederbewaldung und Wied erberasung öder Berge und Flä- 
chen. Ein sehr eingehendes Beeret vom 10. Nov. giebt dazu die nähe- 
ren Ausführungsinstructionen. Es wird zwischen facultativen und zwangs- 
weisen Wiederbestockungen unterschieden, und das Verfahren für beide, 
sowie die Prämiirung hiefür näher entwickelt. 

Bemerkenswert!» ist sodann das neue französ. Z o 1 1 g e s e z vom 
16. Mai 1863 zur Regulirung des allgemeinen Tarifes und Zollverfahrens. 
Hervorgegangen aus 4 nach einander (1860—63) vorgelegten Regierungs- 
entwürfen enthält es im Tarif und im Douanenreglement eine grosse 
Reihe mildernder Bestimmungen. 

Ans dem Gebiet der Sicherheitspolizei bietet das umfassende 
Decret vom 23. April 1863 Interesse, welches in 751 Artikeln die Orga- 
nisation und den Dienst der französischen Gensdarmerie regelt. 

Verschiedene Decrete verordnen die Errichtung von Bureaux zur 
Conditionirung etc. von Seide, Wolle, Baumwolle (in Amiens, Tou- 
coing, St. Etienne) und von vielen Magazins gentraux zu den Zwecken 
des Gesezes vom 28. Mai 1858 (über Warrants und über öffentliche Ver- 
steigerungen) und zwar zu Abbe>ille, Amiens, Blidah, Bordeaux und La 
Bastide, Boulogne surMer, Mons, Marseille, Nimes u. s. w. (zu Paris ein 
specielles Entrepot für Papeterie). 

Das Gesez vom 13. Mai 1863, welches 65 Artikel des code pinal 
abändert, berührt auch Straf rech tsbestimmungen von vorwiegend 
volkswirtschaftlichem Interesse, so contrefa^on u. s. w. 

Zwei Decrete vom 25. Nov. 1863 ordnen für alle Flüsse (Rhein 
und Bidassoah ausgenommen) und für die Seeküsten die Schonzeit der 
Forelle n und der Sahnen auf die Dauer vom 20. Oct. bis 31. Jan. an. 

Durch Art. 6 des Finanzgesezes vom 13. Mai 1863 sind vom 1. Juli 
1863 an alle fremdenStaatspapiere einer Stempelgebühr von »/« °/o 
des Nominalwertes unterworfen. 
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Zu dem neuen Gesez über die caisses de la retraite s. das 
Nähere schon im Jahrgang 1864 d. Ztschrift S. 736. 

Ein Decret vom 11. Juli 1863 hebt hinsichtlich der Bäckerei alle 
besonderen polizeilichen Bestimmungen auf: dieselbe ist fortan nur der 
gesundheitspolizeilichen Aufsicht und der Aufsiebt bezüglich redlichen, 
Verkaufes (ä la fidelite du debit du pairi) unterstellt. Durch Decret vom 
9. Sept. 1863 wurde sodann angeordnet, dass der Dotationsfonds und die 
angesammelten Reserven und Ueberschüsse der Bäckereikasse unter die 
Stadt Paris und die üepartementsgemeinden nach Verhältniss ihres Bei- 
trags an den 4 directe'n Steuern vertheilt werde. An Stelle der von der 
Stadt Paris (nach Art. 5 des Decr. vom 27. Dec. 1853) erhobenen Com- 
pensationstaxe tritt eine Eingangssteuer auf Getreide (Ol Cent. pr. Kilogr.), 
Mehl (013 C), Brod (Ol C), welche in die Bäckereikasse zu zahlen .ist. 
Wenn der Preis von Brod erster Qualität 50 Cent, übersteigt, so hat die 
Bäckereikasse den Mehrbetrag zuzahlen; bei einem Preis unter 50 Cent, 
tritt sie nur ausnahmsweise ein. 

Gegen 20 Geseze und Decrete beziehen sich auf Herstellung und 
Verbesserung von C analen, auf die Ablösung von Canalgerechtigkeiten 
verschiedener Gesellschaften ; die Ablösungssumme beträgt in der Regel 
mehrere Millionen Fr. 

Verschiedene andere Decrete zeigen das Bestreben der Regierung, 
durch Banken den Kredit in den französischen Colonieeu zu heben. 

Zur Linderung der Noth in den Baumwolldistricten wurden 
durch Gesez vom 2. Februar 1863 5 Mill. Fr., durch Gesez vom 26. Mai 
1363 1,200,000 Fr. den Ministerien des Innern und des Handels ange- 
wiesen. 

Ein Zeugniss der Rührigkeit in der Reform namentlich des tech- 
nischen Unterrichtswesens geben die Decrete zur Reorganisation 
der ecole des beaux arts (Decr. v. 12. Nov. 1863), der ieole polytechnique 
(Decr. vom 30. Nov. 1863) und die Einrichtung einer unentgeltlichen 
Uhrmacherschule in Decluses (Decr. v. 30. Nov. 1863). 

Zahlreiche Concessionen an Versicherungsgesellschaften 
nnd Sparkassen, Errichtung von Handelskammern, Börsen, 
conseils de prudhommes beweisen auch im officiellen Text der De- 
crete den volkswirtschaftlichen Fortschritt Frankreichs. 

Ein Decret vom 23. Mai 1863 ordnet für Algerien die Grenz- 
feststellung der Tribus und ihrer Unterabtheilungen, sowie für Cul- 
turland die Ueberführung des Bodens in individuelles Eigenthum. 



Internationaler Vertrag über Zuckerbesteuerung zwischen Belgien, 
England, Frankreich und den Niederlanden. — Dieses seit einigen Jah- 
ren versuchte, von den Steuer- und handelswissenschaftlich interessan- 
testen Erörterungen und Unterhandlungen begleitete, im Erfolg längere 
Zeit fragliche Werk darf endlich als gelungen angesehen werden. Es ist 
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einer näheren Betrachtung schon desshalb werth, weil es ein Symptom 
auch der steuerlichen Solidarität der europäischen Völker und eine neue 
Erscheinung des internationalen Lebens überhaupt ist. Indem sich diese 
Zeitschrift vorbehält, genauer auf den Gegenstand zurückzukommen, möge 
hier der Hauptinhalt des Vertrages selbst vorläufig eine Stelle finden. — 
Artikel 1 stellt für die genannten Staaten das Minimum des Ausbringens 
von Zuckern beim Raffiniren, pr. 100 Kilogramme Rohzucker provisorisch 
fest. Die verschiedenen Rohzucker werden nach den holländischen Typen 
unterschieden; Nr. 18— 15 holländisch werden mit 87Kilogr., Nr. 14—10 
mit 85 Kilogr., Nr. 9—7 mit 81 Kil., unter 7 mit 76 Kilo Raffinade an- 
genommen. — Art. 2 und 3 bestimmen, dass eine gemeinschaftliche Kom- 
mission der genannten Staaten zu Versuchen im Raffiniren von Roh- 
zuckern der verschiedensten Herkunft zusammentrete, um eine definitive 
Steuergrundlage binnen Jahresfrist zu gewinnen. Würde man binnen 
Jahresfrist sich hierüber nicht verständigen, so würde laut Schlussproto- 
koll die ganze Convention hinfällig, welche im Uebrigen (Art. 21) auf 10 
Jahre geschlossen ist. — Nach Feststellung des nach Art. 2 u. 3 definitiv 
festzustellenden Ausbringensverhältnisses ist (Art. 4) der Rückzoll für Raf- 
finade mit dem Rohzuckereingangszoll, nach Maassgabe des fraglichen 
Ausbringens, in genaue Uebereinstimmung zu sezen. Weitere Artikel 
regeln die Behandlung der Kandiszucker, Farihzucker, Bastardzucker, 
Melasse, Syrup (Art 7—12). Art. 13 stellt die Eingangszölle von Raf- 
finade und Weissfarinzuckern und die Melisrückzölle gleich. Art. 15 be- 
stimmt die Tarenverhältnisse, Art. 16 und 17 die Behandlung von Rü- 
benzucker. Art. 19 fasst den Anschluss anderer Staaten an die Zucker- 
stcuerconveution, beziehungsweise einen Differentialzuschlag ins Auge, 
welcher auf die raffinirten Zucker solcher Länder gelegt werden soll, die 
bei Ausfuhr raffinirtem Zucker eine Prämie gewähren. Zweck der gan- 
zen Convention ist nämlich, die durch Steuerverschiedenheiten und Steuer- 
begünstigungen herbeigeführten unnatürlichen Verhältnisse in der Pro- 
duction von und im Handel mit Zuckern zu beseitigen; die Unnatur 
dieser Verhältnisse ist in den Untersuchungen, die dem Vertrage vor- 
ausgegangen, in greller Weise hervorgetreten. 



Postvorschnssvertragr zwischen Sardinien und Frankreich, l'ubli- 
cation unterm 4. Juni. Die Postvorschüsse werden als * Mandats d'ar- 
tictes d'argent twr Vitranger» effectuirt, welche an die französischen, rcsp. 
italienischen Postbureaux abgegeben werden und in beiden gegenseitige 
Gültigkeit haben. Jedes Mandat ist durch Indossirung 
übertragbar, darf aber nicht über 200 Fr. lauten. Art. 1. Die Taxe 
ist 20 Cent, für 10 Fr. Art. 2. In bestimmten Zeiträumen wird von den 
beiderseitigen Postverwaltungen gegenseitige Abrechnung gehalten 
(Bacc. uff. Nr. 1820). 
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Nene Steuergeseze. — Der Beachtung zu empfehlen sind u. A.: 
das badische Gesez über Stempel und Gebüh ren vom 11. Juli 
1864, welches mit der Civil- und Strafprocessordnung am 1. Oct. 1864 
ins Leben trat und eine sehr erhebliche Besteuerung des Gebrauches der 
Gerichte darstellt; — sodann die italienischen Steuer gese ze 
(Einkommensteuer, Getränkesteuer, Grundsteuer, Verzehrungssteuer in 
den Gemeinden), sämmtlich vom Juli 1864 und auszüglich in der Austria 
vom 19. Sept. 1864 mitgetheilt: - ferner die Personalsteuer in 
Braunschweig nach dem Gesez vom 29. Juni 1864. (Einen Auszug 
auch aus diesem Geseze s. Austria, 1864, S. 270.) 

Die Niederlande haben unter dem 22. Dez. 1863 ein neues Bank- 
gesez (abgedruckt im Pr. H.-Arch.) erhalten. Es bestimmt, das« eine 
Zettelbank blos durch ein besonderes Gesez constituirt werden kann und 
normirt die Bedingungen, unter welchen das Privilegium der niederlän- 
dischen Bank um 25 Jahre verlängert wurde. 



Quarantäne. — Eine Convention zwischen Italien und Frank- 
reich vom 24. Juni 1864 führt für Post- und Kriegss chiff e, 
welche in den französischen und italienischen Häfen des Mittelmeeres 
aus Gelbfieberhäfen ankommen, die neuerlich erleichterte Quarantäne 
der französischen Oceanhäfen ein, unter Abänderungen am Sanitätsre- 
glement des Vertrages von 1852. 



Die Aufhebung der Sclaveroi — ist in den niederländisch- 
westindischen Colonien am 1. Juli 1863 in der Weise in Kraft ge- 
treten, dass für jeden emancipirten Kopf dem Eigenthümer 425 Fr. 
bezahlt werden und die bisherigen Sclaven 3 Jahre lang auf den Pflan- 
zungen eine Lehrperiode durchmachen, während welcher ihr hälftiger 
Arbeitslohn an die Regierung bezahlt wird (Ann. de l'ec. pol. 1864, p. 426.) 



Völlige Abschaffung der Zölle. — Im Conseil guperieur de com- 
merce et d'industrie in Brüssel, bestehend aus Delegirten des Handels 
und der Industrie des ganzen Landes, wurde beschlossen, die Regierung 
um energische Verfolgung «der Abschaffung der ganzen Douane» 
zu bitten. (Arch. N. 46. 1864.) 



Die Herabsezung des Abzugs von dem in die Rank einzubringen- 
den Silber in Hamburg — erfolgte durch Gesez vom 9. Nov. 1864 .fol- 
genden Inhalts: «Vom heutigen Tage an wird bei der Hamburger Bank 
das einzubringende Silber zu dem Preise von 27 Mark 17 Seh. per Mark 
fein, abzüglich Vi per Mille, angenommen.» 



Münzwesen in Spanien. — Das Gesez vom 26. Juni 1864 führt ein 
neues, nach dem Decimalsystem gegliedertes Münzsystem ein. Die Münzein- 
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heit bildet der Escudo im Gewichte von 12.980 Grammes, mit dem Fein- 
gehalte von 0-9; er ist daher etwas mehr werth als 1 fl. ö. W. Die 
Münzen, nach welchen in öffentlichen Documenten und bei öffentlichen 
Behörden zu rechnen ist, sind der Doblon de Isabel = 10 Escudos = 
100 Reales = 1000 Decimas. Die erstgenannte Münze wird in Gold, 
die leztgcnanute in Bronze, der Real und Escudo in Silber geprägt. Zur 
Ausgleichung dienen ausserdem zwei Arten von Gold-, vier Arten von 
Silber- und drei Arten von Bronzemünzen. Die k. Münzen können er- 
mächtigt werden, für Private Gold- und Silbermtinzen bis zu 1 Escudo 
auszuprägen, wofür nur der Ersaz der Prägekosten verlangt werden wird. 
Im Privatverkehr haben Silbermünzen unter 1 Escudo nur bei Zahlungen 
bis zu 10 Escudos und Bronzemünzen nur bis zu 2 Escudos Zwangscurs. 
(Pr. Hand. Arch. Nr. 31.) 

6. Bevölkerungsstatistisches. 

Legoyt behandelt im Annuaire de l'ec. pol. die Bevölkerungs- 
bewegung F rankrei chs im J. 1861. Die Ziffer derTodtge- 
borenen, seit 1841 sich steigernd (vielleicht in Folge genauerer Be- 
obachtungen), ist wieder etwas zurückgegangen. Besonders gross ist die 
Ziffer in allen gebirgigen Departements. — Die Fruchtbarkeit der 
Ehen zeigt eine Abnahme; sie betrug 1851 3.25, 1856 3.23, 1861 3.17 
legitime Kinder auf die Ehe. Die bekanntlich sehr grosse Zahl derjeni- 
gen Nupturienten, welche weder lesen noch schreiben können, nimmt 
allmählig ab ; es kam deren 1855 noch 39.»2 auf 100 sich Verehelichende, 
1861 nur 36.7s, in dem neuerworbenen Seealpendepartement 52.30. — Be- 
merkenswerth sind die Angaben über die Sterblichkeit nach dem 
Civilstand. Im Allgemeinen ist die leztere unter den Verheiratheten 
geringer, grösser bei Verwittweten , sehr bedeutend bei Verheiratheten 
unter dem 20. Lebensjahr; sie beträgt auf 100 
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(Ann. de l'ic. p. 1864). 



